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Einige Worte über Haupt- und Großgemeinden ). 


Große oder kleine Gemeinden! — ſo lautet die brennende Frage, 
die ſchon durch eine Reihe von Jahren die Bevölkerung wie nicht 
minder ihre Vertreter in den Gemeinden und im Landtage bewegt; und 
gewiß mit Recht, denn es kann für ſie nicht gleichgiltig ſein, ob die 
Grundfeſte des Staates, die Gemeinde, ſich eines kräftigen Organis⸗ 
mus erfreue oder nur ein Scheinleben führe. 

So wie jede discutirbare Frage, wurde auch dieſe noch bis vor 
Kurzem von den Einzelnen, die ſich mit ihr beſchäftigten, je nach ihrer 
perſönlichen Stellung, die ihnen die Lebensverhältniſſe mehr oder 
weniger objectiv wahrzunehmen Gelegenheit gab, aufgefaßt und man 
könnte ſagen, sine ira er studio beſprochen und behandelt; nur erſt 
in der letzten Landtagsſeſſion hatte man Gelegenheit, wahrzunehmen, 
daß auch mit dieſer Frage die Politik mitzuverquicken verſucht wurde 
und daß die Abgeordneten des Landtages zu derſelben je nach ihrer 
politiſchen Gruppirung Stellung zu nehmen ſchienen. 


Nach unſerem Dafürhalten erſcheint durch die Beantwortung 


dieſer Frage, nach welcher Richtung ſie auch erfolgen möge, die Frei- 


heit, die Religion und die Nationalität in keiner Weife gefährdet, und 
daß daher kein Grund vorhanden wäre, auch hier die Parteidiſciplin 
mit in das Treffen zu führen. Nur das, was der Bevölkerung wahr- 
haftig frommt, was geeignet iſt, Ordnung, Zufriedenheit und Recht— 
lichkeitsſinn in derſelben zu erwecken und zu beleben möge hiebei maß⸗ 
gebend ſein; dieſem Ziele wird man aber um ſo näher ſtehen, je 
weniger man ſich von der volksthümlichen Auffaſſung dieſer 
Frage entfernt. 

St es ſchon bei Exlaffung jedes Geſetzes geboten, die Ver⸗ 
hältniſſe des Volkes, für das es gegeben wird, ſeinen Bildungsgrad 


) Dieſer Aufſatz erſchien zuerſt in der „Laibacher Zeitung“ und kam dann 
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Anton Globoinif in Adelsberg. Der Verfaſſer geht von den Verhältniſſen 
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Beziehungen faſt gar nicht verſchiedenen Verhältniſſe der anderen Kronländer. 
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und feine althergebrachten Gewohnheiten, Wünſche und Abneigungen 
ſo viel als möglich zu berückſichtigen, ſo iſt dies bei der geſetzlichen 
Conſtituirung der unterſten Geſellſchaftsgruppe der Gemeinden ſchon 
ganz und gar nothwendig. Hier ſollte man allen dieſen Rückfichten noch 
in viel höherem Maße Rechnung tragen, man ſollte das Leben des 
Volkes geradezu ſtudieren, in welche ſocialen Formen es ſich Hinein- 
gelebt hat, wie es ſich von Altersher gruppirt und die gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten behandelt. Nur ein ſolches, aus dem friſchen Volksleben 
geſchöpftes Geſetz hat, als eine Art codificirtes Gewohnheitsrecht, 
Anſpruch auf einen wahren, dauerhaften Beſtand und iſt von weit 
wohlthätigeren Folgen für das öffentliche Leben, als oft die beſte auſ⸗ 
| oetroyirte Einrichtung. 

| Wenn man, dieſem theoretiſch von den Rechtslehrern angenom⸗ 
menen, in der Ausführung aber heutzutage vielfach außer Acht gelaſſenen 
Grundſatze folgend, eine Umfrage im Lande hält und nach der Stimme 
des Volkes frägt, ſo erhält man eine Antwort, die uns in keinem 
Zweifel über den Sinn derſelben läßt; — es ſchallt uns ein bei⸗ 
nahe einmüthiger Widerſpruch gegen große Gemeinden 
aus allen Gegenden des Landes entgegen. Ueberall und in 
Allem zeigt ſich die Neigung zur Decentraliſation der Gemeinden, 
jetzt nicht minder, wie zur Zeit der Organiſirungen derſelben in 
den Jahren 1850 und 1866. 

Nicht in Gefuchen und Proteſten wie in Steiermark, wo über 
500 Gemeinden um Theilung der Gemeinden petitionirten, ſondern 
vielmehr am heimiſchen Herde, in Verſammlungen und bei öffentlichen 
Verhandlungen ſpricht ſich unſer Volk gegen die ihm durch große Ge- 
meinden aufgedrungene Zwangslage aus und wohl ſelten vergeht eine 
Ausſchußſitzung, in welcher deren Abträglichkeit bei der Abwicklung der 
Gemeindegeſchäfte nicht zur Sprache käme und ſich nicht thatſächlich 
herausſtellen würde. Ueberall im Lande werden Großgemeinden nur 
als eine von den Behörden zu ihrer eigenen Commodität eingeführte 
Einrichtung betrachtet, welche den Bedürfniſſen der Bevölkerung nicht 
nur nicht entſprechen, ſondern ihrem Gemeindeleben geradezu hinderlich 
in den Weg treten. 

Nach Jahrzehnten ihres Beſtandes hat ſich die Bevölkerung noch 
immer nicht in dieſelben hineingelebt, überall noch wird an der alten 
herkömmlichen kleinen Gemeinde feſtgehalten. In derſelben erblickt man 
etwas von Altersher Vorhandenes, eine Familie im Großen, an deren 
Grundlagen nicht gerüttelt werden dürfe. Gleiche Abſtammung, Lage, 
Boden und Herkommen, Gleichartigkeit der Bedürfniſſe, ihre gemein⸗ 
ſchaftlichen Verpflichtungen und Beziehungen und eine Menge anderer 
Motive ſind es, die durch die Länge der Zeit ein gewiſſes Band um 
die Gegend gezogen und die Grenzen der Gemeinden beſtimmt 
haben. Dieſe natürlichen Grenzen dehnen ſich aver nicht meilen⸗ 
weit aus, fie umfafjen in der Regel nur die nächſtbenachbarten Ort⸗ 
ſchaften, was ſchon aus der in früheren Zeiten die Gemeinde bezeich- 
nenden Benennung „Nachbarſchaften“ hervorgeht. Nur innerhalb dieſes 
Umfanges fühlt ſich die Gemeinſchaft von einem gewiſſen patriotiſchen 


Gefühle beſeelt als ein Ganzes, als eine Gemeinde, und Alles, was außer⸗ 
halb derſelben liegt, das iſt ihr fremd, ja als oft ſogar feindlich, wenn 
Streitigkeiten ihre geſellſchaſtlichen Beziehungen getrübt haben, wozu 
Weide⸗ und Waldbegrenzungen, Coneurenzen der öffentlichen Wege und 
eine Menge anderer Gründe genügenden Anlaß zu geben geeignet waren. 

Das Widerſtreben der Bevölkerung gegen die ihr aufgedrungenen 
Gruppirungen von ſolchen heterogenen Factoren iſt daher ein ganz be⸗ 
greifliches, und zwar umſomehr, weil es ja Jederman weiß, daß ſie 
nur geeignet ſind, den Keim zu Zwiſtigkeiten und zum ſchließlichen 
Verfalle ſchon mit in den neuen Verband zu bringen. Nie erſtarken 
ſolche künſtlich zuſammengeſchweißte Gemeinden zu einem Ganzen, ſondern 
zerfallen ſofort in ihre früheren Theile, ſobald das eiſerne Band, welches 
ſie umſchloſſen hielt, gelöst wird. 

Von der Richtigkeit des hier Geſagten mag auch der ſteieriſche 
Abgeordnete v. Kaiſerfeld durchdrungen geweſen ſein, als er im 
Jahre 1874 im Landtage die Worte ausrief: „Mit der Durchführung 
der Großgemeinden ſchaffen Sie alle Gefahren einer gezwungenen Ehe, 
Sie würden einen unerträglichen Zuſtand ſchaffen, Zwietracht, Haß in 
die Gemeinde bringen und das Gemeindeleben geradezu vergiften. Ich 
werde mich der zwangsmäßigen Zuſammenlegung der Gemeinden wider— 
ſetzen, weil die Ausführung dieſes Gedankens auf unumſtößliche Schwierig⸗ 
keiten und den gerechteſten Widerſpruch der Bevölkerung ſtoßen würde. 
Wenn die geringe territoriale Ausdehnung der Grund zur ſchlechten 
Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten wäre, ſo müßten ſich die 
großen Gemeinden günſtig abheben gegen die kleinen, was aber 
nicht der Fall iſt.“ 

Dieſer Schlußbemerkung möchten wir auf Grund viüelſeitiger 
Erfahrungen noch beiſetzeu, daß es bei den großen Gemeinden oft 
ſchlechter geht als bei den kleinen, denn ſo wie überall, in allen Ge 
ſchäften und Lebensverhältuiſſen, liegt es auch hier nur an der functioni— 
renden Perſönlichkeit, an dem Gemeindevorſteher, möge dieſer nun einer 
großen oder kleinen Gemeinde vorſtehen. 

Sehen wir uns einmal die großen Vortheile, die den Großgemein⸗ 
den angeprieſen werden, näher an und wir werden finden, wie ſie bei 
näherer Beleuchtung in nichts zerfallen. — Es wird angeführt, daß ſie 
der öffentlichen Verwaltung mehr entſprechen, weil ſich der Ver— 
kehr der Landes- und Bezirksbehörden auf eine geringere Zahl der Ge— 
meinden beſchräukt. Nun, dies iſt allerdings richtig, gewiß zuſagender 
und auch begemer find fie für die Behörden; ob auch die öffentliche Ver— 
waltung dadurch gefördert wird, iſt eine andere Frage. Es iſt doch 
Staatsraiſon nicht nur der Regierung, ſondern auch der Landesvertre— 


tung, daß ihre Intentionen, Wünſche und Befehle zur allgemeinen 


Kenntniß des Volkes gelangen, daß ihre Stimme bis in die kleinſten 
geſellſchaftlichen Verzweigungen dringe und von Jedermann gehört werde. 
Wie wenig aber gerade Großgemeinden zur Erreichung dieſes Zieles 
angethan find, weiß Der, dem es bekaunt iſt, wie derlei öffentliche Kund⸗ 
machungen und Emanationen der Regierung, beſonders wenn ſie dem 
Geſchmacke des Gemeindevorſtehers oder gar des Gemeindeſchreibers nicht 
entſprechen, behandelt werden. Thatſache iſt es, daß die Bevölkerung oft 
gar nicht oder nicht zur richtigen Kenutniß der Verlautbarungen gelangt. 

Jenes patriarchaliſche Verhältniß zwiſchen Regierung und Volk, 
welches in früheren Zeiten eben nicht zum Nachtheile des letzteren ge— 
pflegt wurde, mag man mit den conſtitutionellen Principien und mit 
dem Selfgovernement immerhin unverträglich finden, aber ein gewiſſes 
gegenſeitiges Vertrauen bleibt für die Wohlſahrt und das Gedeihen 
beider noch immer unerläßlich. Ein ſolches kann aber nur durch den 
größtmöglichen unmittelbaren Verkehr zwiſchen den Regierungsorganen 
und der Bevölkerung gewonnen werden, wozu aber Großgemeinden am 
allerwenigſten die Bedingungen bieten; dieſelben bilden oft geradezu eine 
Scheidewand zwischen: Regierung und Volk, für beide Theile gleich unlieb- 
ſam, mehr zur Entfremdung als zur Annäherung geeignet und geneigt. 

Das Volk kommt wenig in die Lage, mit dem politiſchen Beamten 
zu verkehren, und wann es ihn ſieht, ſtets nur in den oft unangeneh— 
meren Lagen ſeines Dieuſtes. 

Die Geſetzgebung über die Gemeindeſachen iſt zwar nach der 
Verfaſſung im Jahre 1867 in das Reſſort der Landtage gefallen, doch 
glauben wir, daß das Intereſſe der Regierung mit dieſer Frage ſo eng 
verflochten iſt, daß“ ein ganz paſſives Verhalten derſelben gegenüber und 
das Ueberlkaſſen aller diesfälligen Initiative an die Landtage kaum 
gerechtfertigt wäre. 

(Schluß folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Entſcheidung über Penſionsanſprüche von Bezirksvertretungs⸗ 

beamten, die im Di ſciplinarwege entlaſſen wurden, find die Civil: 

gerichte nicht competent. Auslegung der Vertragsmodalität: 

„Penſion nach dem für landesfürſtliche Beamte beſtehenden 
Normale.“ 

Mittelſt Klage de praes. 18. April 1878, 8. 5054, hat der 
geweſene Bezirksſecretär U. gegen die Bezirksvertretung B. beim k. k. Kreis⸗ 
gerichte zu E. durch den ihm beigegebenen ex off Vertreter eine Klage 
auf Anerkennung des Rechtes auf eine Jahrespenſion von 200 fl. ö. W. 
und Zahlung derſelben in monatlichen Anticipatraten ſammt Nebenge— 
bühren eingebracht, welche Klage ſich darauf ſtützte, daß Kläger durch 
mehr als zehn Jahre, zuletzt als Secretär mit einem Jahresgehalte 
von 600 fl. im Dienſte der geklagten Bezirksvertretung geſtanden; daß 
ihm mittelſt Decretes des Bezirksausſchuſſes B. ddo. 6. Mai 1868 
— Beil. C der Klage — das „Anfpruchsrecht auf Penſion nach dem 
für landesſürſtliche Beamte beſtehenden Normale“ zugeſichert 
wurde; daß er von der Bezirksvertretung entlaſſen und ſein Begehren 
um Penſionsanweiſung abgewieſen worden; daß er demnach feinen 
Anſpruch auf die ihm normalmäßig gebührende Penſion, nämlich 
ein Drittel ſeines letzten Gehaltes, im Rechtswege geltend machen müſſe. 

Die geklagte Bezirksvertretung B. erhob wider dieſe vom Kreis⸗ 
gerichte zur Einrede decretirte Klage die Einwendung der Nichtzu— 
ſtändigkeit des Gerichtes und berief ſich darauf, daß nach § 57 
des Geſetzes vom 25. Juli 1864 über die Bezirksvertretungen für 
das Königreich Böhmen die Bezirksvertretungen über die Zahl und 
Bezüge ihrer Beamten und Diener zu beſchließen, die Art ihrer Er— 
nennung und Diſciplinarbehaudlung, ihrer Ruhe- und Verſorgungs— 
genüſſe zu beſtimmen haben; daß ſie jeden dieſer Acte, Ernennung, 
Entlaſſung, Gewährung oder Entziehung eines Ruhegenuſſes, bezüglich 
eines ihrer Beamten und Diener in ihrem autonomen Wirkungskreiſe 
vollziehen, daher dieſe Acte als Verfügungen einer autonomen Verwal— 
tungsbehörde der Anfechtbarkeit im Wege des Proceſſes vor dem ordent⸗ 
lichen Richter entrückt ſind. Auch der Landesausſchuß des Königreiches 
Böhmen habe die Autonomie der Bezirksvertretung in Bezug auf die 
Enklaſſung im Diſciplinarwege und Abweiſung des Penſionsgeſuches des 
Klägers anerkannt, indem er es mit Hinweiſung auf die 88 57 und 
62 des obcitirten Landesgeſetzes für Böhmen ablehnte, über die 
diesfälligen Beſchwerden des Klägers eine Entſcheidung zu treffen. (Erlaß 
des Landesausſchuſſes für das Königreich Böhmen «do. 4. Jänner 


1877, 8. 34.854 Nr. 3 der Einrede, und ddo. 2. Mai 1877, 
3 16.274, Nu. 4 ebenda.) 
| Durch das Decret — Beil. C der Klage — womit Kläger 


zum Bezirksvertretungs⸗Secretär mit dem „Anſpruchsrechte auf Penſion 
nach dem für lan desfürſtliche Beamte beſtehenden Normale“ 
ernannt worden ſei, ſei überdies die Norm für das Anſpruchsrecht 
auf Penſion nicht nur nach ſeiner materiellen Seite, ſondern auch nach 
ſeiner formalen Seite (quoad Art und und Weiſe ſeiner Geltendmachung) 
vorgezeichnet worden. Da nun nach den für Statsbeamte diesfalls be- 
ſtehenden Normen die Geltendmachung des Anſpruches auf Penſion im 
Proceßwege vor dem ordentlichen Richter unzuläſſig iſt, ſo habe dies 
auch für dem Kläger zu gelten. Endlich ſei die Klage in Weſenheit 
darauf gerichtet, daß die von der Bezirksvertretung verfügte Ent— 
laſſung des Klägers nicht gerechtfertigt, ein ihm zugefügtes Unrecht ge— 
weſen ſei; ſie bezwecke alſo die Ueberprüfung der Entſcheidung 
einer Verwaltungsbehörde, welche dieſe innerhalb ihres Wirkungs— 
kreiſes getroffen habe, durch die ordentlichen Gerichts behörden 
— was offenbar nicht angehe. 

Der Kläger replicirte, daß ſein Klageanſpruch ſich auf einen 
Vertrag, und zwar auf einen Dienſtvertrag zwiſchen der Bezirks⸗ 
vertretung als Dienſtgeberin und dem Kläger als Dienſtnehmer gründe, 
über deſſen Beſtand und Wirkfamkeit, wie bei jedem anderen Vertrage, 
der ordentliche Richter abzuſprechen berufen ſei, daß die Abweiſung des 
klägeriſchen Penſionsgeſuches nicht einer Verfügung einer autonomen 
Verwaltungsbehörde in ihrem Wirkungskreiſe, vielmehr der Handlungs⸗ 
weiſe eines Privaten gleichzuachten ſei, der über gütliche Aufforderung 
ſeines Gegners deſſen Anſpruch anzuerkennen verweigert und es auf 
die gerichtliche Austragung ankommen laſſe. Die Bezirksvertretung 
könne keine exemte Stellung vor allen anderen Privatperſonen und 
Corporationen einnehmen und nicht Richter in eigener Sache ſein. 


Der § 57 cit. ſei lediglich dahin anfzufaſſen, daß die Bezirksvertretung 
die allgemeinen Normen über Zahl, Bezüge, Ernennung, Diſciplinar⸗ 
behandlung, Ruhe⸗ und Verſorgungsgenüſſe im autonomen Wirkungs⸗ 
kreiſe feſtzuſtellen habe; ſeien aber ſolche Normen erlaſſen und wird 
auf Grund derſelben ein Beamter oder Diener beſtellt, ſo ſei ein 
Vertrag zu Stande gekommen und habe der ordentliche Richter über 
die Rechte und Verbindlichkeiten aus demſelben zu entſcheiden. 

Die geklagte Bezirksvertretung duplicirte hierauf, daß fich die 
Beſtellung des Klägers zum Beamten der Bezirksvertretung nach Form 
und Inhalt von einem gewöhnlichen Dienft- oder Lohnvertrage unter⸗ 
ſcheide. Das Decret — Beil. C der Klage könne nicht als Dienſtver⸗ 
tragsurkunde bezeichnet werden, die Functionen des Klägers ſeien auch nicht 
privatrechtlicher Natur; es können daher auch nicht die Beſtimmungen des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches als maßgebend angenommen werden, 
vielmehr müſſen nach Andeutung des $ 1163 a. b. G. B. beſondere 
Vorſchriften zur Geltung kommen, welche eben in den § 57 und 62 des 
citirten Geſetzes für die Bezirksvertretungen des Königreiches Böhmen 
für den vorliegenden Fall gegeben ſind. Eine exemte Stellung nehme 
damit die Bezirksvertretung nicht in Anſpruch, ſowenig als das 
Recht, in eigener Sache Richter zu ſein, wenn ſie den Rechtsweg vor 
den ordentlichen Gerichten für die Eutſcheidung des klägeriſchen Anſpruches 
ausgeſchloſſen erachte, denn auch gegen das Aerar ſtehe deſſen Beamten 
die Geltendmachung von Anſprüchen aus dem Dienſtverhältniſſe im 
ordeutlichen Rechtswege nicht zu. (Hofdecret vom 24. September 1841, 
Z. 28.680, und vom 17. Februar 1843.) Uebrigens ſei nach der 
kaiſerlichen Verordnung vom 9. December 1866 nur derjenige Beanıte 
oder Diener zu einem Anſpruche auf eine Penſion, Abfertigung u. dgl. 
berechtigt, welcher nicht in Folge einer Dienſtesentlaſſung aus dem 
Staatsdienſte ausgeſchieden. Nun gibt aber Kläger ſelbſt zu, entlaſſen 
worden zu ſein, und da ſein Anſpruch nach dem für Staatsbeamte gel— 
tenden Normale zu beurtheilen iſt, ſo will ſeine Klage eigentlich nur 
ein richterliches Erkenntniß darüber bezwecken, daß ſeine im Diſeiplinar⸗ 
wege erfolgte Entlaſſung ungerechtfertigt geweſen ſei; ja, er ſagt im 
Contexte ſeiner Klage ſelbſt: „Aus dieſem fo für den Widerſpruchsfall 
erwieſenen Sachverhalte ergibt ſich, daß meine Entlaſſung ungerechtfertigt 
war ..“ Hiedurch würde jedoch der Civilrichter zur höheren Diſciplinar— 
behörde für Bezirksvertretungsbeamte geſchaffen werden, wollte man 
deſſen Competenz für den vorliegenden Fall als begründet anſehen. 

Auf Grund der geſchloſſenen Verhandlung hat min das k. k. Kreis⸗ 
gericht zu E. die Einwendung der Gerichtsunzuſtändigkeit abgewieſen 
aus folgenden Gründen: 

Das Weſentliche der für die behauptete Gerichtsincompetenz 
angeführten Motivirung geht dahin, daß die Beſtellung, Entlaſſung 
oder Beſtimmung über die Beſoldung und den Ruhegenuß der bei der 
Bezirksvertretung angeſtellten Beamten und Diener durch den § 57 
des Geſetzes vom 25. Juli 1864 „über die Bezirksvertretungen“ zum 
eigenen Wirkungskreiſe der Bezirksvertretuug gehöre, daß derſelben 
daher auch die Beſtimmung zukomme, ob im gegebenen Falle dem A. 
eine Penſion gebühre oder nicht. Zum Beweiſe für dieſe Anſicht werden 
nun zwei Erläſſe des Landesausſchuſſes ſür das Königreich Böhmen 
producirt, welche über den Recurs des A. bezüglich der Abweiſung 
ſeines an die Bezirksvertretung gerichteten Begehrens um Bewilligung 
einer Penſion erfloſſen find uud durch welche — wie die geklagte 
Bezirksvertretung meint — entſchieden ſein ſoll, daß die Bezirks— 
vertretung, indem ſie den A. mit ſeinem Begehren abwies, im eigenen 
Wirkungskreiſe gehandelt habe. Ein zweiter Punkt, auf den ſich die 
geklagte Gemeinde ſtützt, iſt weiter die Erwägung, daß Kläger mit 
ſeiner Klage nichts Anderes bezwecke, als eine Ueberprüfung des Vor- 
ganges bei ſeiner Entlaſſung, folglich die Ueberprüfung einer von 
einer autonomen Behörde im eigenen Wirkungskreiſe getroffenen Ver⸗ 
fügung, welches Recht nie und nimmermehr einer Gerichtsbehörde 
zuſtehen könne. 

Was nun den erſten Punkt anbelangt, ſo iſt wohl nicht zu ver⸗ 
kennen, daß hier eine Verwirrung der Begriffe vorhauden iſt. Der klare 
Wortlaut des § 57 des Geſetzes vom 25. Juli 1864 läßt nur die 
Auslegung zu und will offenbar nichts Anderes ſageu, als daß eben die 
Bezirksvertretung berechtigt ſei, über die Zahl und die Bezüge der Beamten 
und Diener, ſowie über die Art ihrer Ernennung und Diſciplinarbehand⸗ 
lung, ihrer Ruhe- und Verſorgungsgenüſſe u. ſ. w. zu entſcheiden. 
Eine andere Frage liegt aber hier vor, nämlich: ob bie Bezirksvertretung 
auch berechtigt ſei, die auf Grund eines einmal abgeſchloſſenen Vertrages 
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geſtellten Anſprüche eines Beamten, rückſichtlich Dieners, einfach zu igno⸗ 
riren. Dieſer Sinn kann der eitirten Geſetzesſtelle nie unterſchoben werden 
und geht der Sinn dieſer offenbar nur dahin, daß der Bezirksvertretung 
das Recht eingeräumt wird, allgemeine Beſtimmungen zu treffen über die 
Zahl, Bezüge und Verſorgungsgenüſſe ihrer Bedienſteten. Hat die Bezirks⸗ 
vertretung aber einmal dieſe Beſtimmungen getroffen und iſt auf Grund 
dieſer Beſtimmungen ein Vertrag mit einem Dritten zu Stande gekommen, 
fo wäre es eine Anomalie, wenn man der Bezirksvertretung auch das 
Recht einräumen würde, die aus dieſem Vertrage entſtandenen Streitig⸗ 
keiten zu entſcheiden, und wäre dann allerdings die Bezirksvertretung als 
Partei Richter in eigener Sache. Die Befolgung dieſes von der geklagten 
Bezirksvertretung aufgeſtellten Grundſatzes würde ſchließlich beiſpielsweiſe 
zu der Abſurdität führen, daß ein Kaufmann oder auch andere Privat- 
perſonen einem auf Auszahlung einer im Dienſtvertrage verſprochenen 
Penſion bei dem ordentlichen Richter klagenden Bedienſteten lediglich die 
Einwendung der Incompetenz entgegenzuſetzen brauchte, indem auch dem 
Kauſmanne nach dem Handelsgeſetze das Recht zuſteht, die Beſoldung, 
eventuell Verſorgung ſeiner Bedienſteten zu beſtimmen. Wenn der geklagte 
Theil weiter beſtreitet, daß die Beſtellung eines Bedienſteten gar kein 
Vertrag ſei, indem ja keine Vertragsurkunde ausgeſtellt und von beiden 
Parteien unterſchrieben worden ſei, ſo widerlegt ſich dieſer Einwand 
ſehr einfach durch die Beſtimmung des $ 861 a. b. G. B. in Verbin⸗ 
dung mit § 883 a. b. G. B., welcher erſteitirte Paragraph aber zum 
Zustandekommen eines Vertrages nichts Anderes fordert, als die über- 
einſtimmende Willenserklärung, welch’ letzterer wieder nach $ 883 
a. b. G. B. an gar keine beſtimmte Form gebunden iſt. Daß aber wirklich 
dieſe Willensübereinſtimmung vorhanden war, daß alſo in dem gegebenen 
Falle wirklich ein Vertrag zu Stande gekommen iſt, geht zur Evidenz 
hervor, wenn man das der Beſtellung eines Beamten oder Dieners zu 
Grunde liegende Verhältniß etwas näher in's Auge faßt. Der Dienſtgeber, 
hier die Bezirksvertretung, ſtellt im Sinne des § 57 des eitirten Geſetzes 
die Bedingungen feſt, unter welchen ſie geſonnen wäre, Beamte und 
Diener aufzunehmen. Der Dienſtnehmer, hier A., erklärt feine Einmilli- 
gung dadurch, daß er ſich um den zu vergebenden Dienſtpoſten meldet, 
macht alſo ein Verſprechen im Sinne des §S 861 a b. G. B. Die Bezirks⸗ 
vertretung nimmt dieſes Verſprechen giltig an und ſtellt dem Dienit- 
werber zum Beweiſe hierüber ein Decret aus. Hiemit iſt allen Er- 
forderniſſen des 8 861 a. b. G. B. Genüge geleiſtet und der Dienſt⸗ 
vertrag durch den übereinſtimmenden Willen beider Theile zu Stande 
gekommen. Streitigkeiten aus dieſem Vertrage kann nur der ordent⸗ 
liche Richter, nie aber eine der contrahirenden Parteien entſcheiden, 
indem ſonſt dieſe, wie ſchon bemerkt, in eigener Sache richten würde. 
Wenn ſich aber die geklagte Bezirksvertretung zur Begründung ihrer 
Anſicht auf Entſcheidungen des Landesausſchuſſes und deren Motivirung 
beruft, ſo iſt, abgeſehen von dem Grundſatze, daß der Richter nicht an 
Entſcheidungen einer höheren Inſtanz, am allerwenigſten aber au die 
Entſcheidung einer Verwaltungsbehörde gebunden iſt, dieſe Entſcheidung 
rückſichtlich deren Motivirung durchaus nicht geeignet, dieſen Zweck zu 
erfüllen, indem in derſelben lediglich der obeitirte 8 57 angeführt, 
durchaus aber nicht geſagt wird, daß die Bezirksvertretung von dem 
allgemein giltigen Grundſatze, daß Niemand in eigener Sache Richter 
ſein könne, eine Ausnahme mache und daß die Bezirksvertretung allein 
und zum Unterſchiede von allen anderen Perſonen und Corporationen 
berechtigt ſei, die aus einem von ihr geſchloſſenen Vertrage reſultirenden 
Rechte eines Dritten einfach zu ignoriven. Wenn die Bezirksvertretung 
weiter einwendet, daß ſie ja im Grunde dieſes obeitirten $ 57 be⸗ 
rechtigt fer, Beamte und Diener im Diſciplinarwege zu entlaſſen, fo 
gehört dieſer Einwand in den Hauptproceß und hat mit der Entjchei- 
dung dieſes Nebenſtreites durchaus nichts zu thun, indem es ſich hier 
lediglich darum handelt, ob A. berechtigt ſei, auf Grund des eingegan- 
genen Dienſtvertrages auf Erfüllung der in dieſem Vertrage enthaltenen 
Beſtimmungen bei dem ordentlichen Richter zu klagen oder nicht. Das 
der Bezirksvertretung gewährleiſtete Recht, ihre Bedienſteten zu entlaſſen, 
ſoll durch dieſe Entſcheidung durchaus nicht alterirt werden, ebenſowenig 
ſoll, wie die geklagte Bezirksvertretung behauptet, eine Ueberprüfung 
eines Beſchluſſes der Bezirksvertretung bezweckt werden, ſondern es verhält 
ſich die Sache einfach ſo, daß der Richter im Hauptproceſſe zu beur⸗ 
theilen haben wird, ob der Kläger auf Grund des abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages berechtigt ſei, eine Peuſion zu beanſpruchen oder nicht. Es bleibt 
ſonach nur noch Eine Einwendung als grundlos zu widerlegen, daß 
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feiner den Charakter einer öffentlichen Behörde beſitzenden Dienftes- 
behörde nicht nach den Beſtimmungen des a. b. G. B. beurtheilt werden 
können, weil weder die Beſtellung desſelben auf einem Vertrage beruht, 
noch auch die Functionen des Beamten privatrechtlicher Natur ſeien. 
Allein, daß die Beſtellung wirklich ein Vertrag iſt, wurde ſchon oben 
gezeigt, und daß auf diefen Vertrag die Beſtimmungen des a. b. G. B. 
Anwendung zu finden haben und daß es durchaus keinen Unterſchied 
macht, ob die Dienſtleiſtungen privater oder öffentlicher Natur ſind, 
geht klar hervor aus der Beſtimmung des § 1151 a. b. G. B.: „Wenn 
Jemand ſich zur Dienſtleiſtung . . .. verpflichtet“ u. ſ. w. Hier macht 
das a. b. G. B. keinen Unterſchied zwiſchen öffentlichen und privaten 
Dienſtleiſtungen und iſt daher die Aufitellung eines derartigen Unter⸗ 
ſchiedes geſetzlich nicht begründet. 

Ueber Appellation der geklagten Bezirksvertretung hat jedoch das 
k. k. böhmiſche Oberlandesgericht erkannt: Die Incompetenz⸗Einwendung 
habe ſtatt und die Klage ſei als nicht zum gerichtlichen Verfahren 
geeignet zurückzuweiſen, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Nach 8 62 des Geſetzes vom 25. Juli 1864, Nr. 27, betreffend 
die Bezirksvertretungen, ſind die dem Bezirksausſchuſſe beigegebenen 
Beamten demſelben untergeordnet und der Bezirksausſchuß übt über 
ſeine Beamten nach Maßgabe des ihm eingeräumten Befugniſſes 
(8 57 desſelben Geſetzes) eine Diſciplinargewalt. Dieſer $ 57 räumt 
der Bezirksvertretung die Regulirung der Bezüge ihrer Beamten, die 
Beſtimmung der Art der Diſciplinarbehandlung und der Ruhegenüſſe 
ihrer Beamten ein. Die Beamten der Bezirksvertretung ſtehen daher zu 
derſeben in einer Unterordnung und nicht in einem nach dem a. b. G. B. 
zu beurtheilenden Vertrags verhältniſſe; auch iſt im $ 23 der 
Amtsinſtruction für die Kanzleibeamten der Bezirksvertretung B. vom 
21. October 1875 die Entlaſſung des Secretärs wegen Vernachläſſigung 
ſeiner Verpflichtungen durch die Bezirksvertretung im Diſciplinarwege 
angedroht und das Auſtellungsdecret des A. als Bezirksvertretungs⸗ 
ſecretär vom 6. Mai 1868 beſchränkte die Anſpruchsrechte des A. 
auf Penſion auf das für die landesfürſtlichen Beamten be⸗ 
ſtehen de Normale. Hiernach kann aber nach der kaiſerl. Ver⸗ 
ordnung vom 10. März 1860, R. G. Bl. Nr. 64, über die Difci- 
plinarbehandlung der k. k. Beamten wegen der nach den 882 
ade, 8 und 9 zuläſſigen Entlaſſung im Diſciplinarwege 
immer nur von der Behörde, bei welcher der Beamte dient, 
oder von der betreffenden Oberbehörde, nicht aber, mit 
Ausnahme von Gerichtsbeamten, vor Gericht darüber, ob 
einem entlaſſenen Beamten eine Penſion gebühre, entſchie— 
den werden, da ſonſt eine Ueberprüſung der Rechtmäßigkeit 
der Entlaſſung zuläſſig ſein müßte, wofür kein Geſetz 
ſpricht.“ 

Ueber Reviſion des Klägers hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Erkenntniß vom 8. Mai 1879, 8. 4141, das obergerichtliche 
Urtheil mit Verweiſung auf deſſen ſach- und geſetzmäßige Motivirung 
zu beſtätigen befunden. R. 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. I. Quartal. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 
Redigirt im Handelsminiſterium. 
Nr. 10. Ausgeg. am 14. Februar. 

Erhöhung des Gewichtes der Frachtſendungen für die in der Herzegowina 
befindlichen Truppen auf ſünf Kilogramme. H.⸗M. Z. 3086. 8. Februar. 

Namensänderung des Poſtamtes Groß⸗Sangerberg in Böhmen. H.⸗M. 
3. 1726. 1. Februar. 

Errichtung eines Poſtamtes in Ober⸗Pocernic. H.⸗M. Z. 2858. 1. Februar. 
Nr. 11. Ausgeg. am 21. Februar. 

Statiſtik zur Ermittlung des Gewichtes der Correſpondenzen nach und 
aus den dem allgemeinen Poſtvereine ſeit dem Jahre 1878 beigetretenen Ländern. 
H.⸗M. Z. 3876. 15. Februar. 

Portofreiheit der Landſturmbehörden und Commanden in Tirol und 
Vorarlberg. H.⸗M. Z. 37.593 ex 1878. 13. Februar. 
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Nr. 12. Ausgeg. am 3. März. 
Erhöhung des Maximalgewichtes der Fahrpoſtſendungen nach Bosnien 
auf 5 Kilogramm. H.⸗M. Z. 5861. 25. Februar. 
Seepoſtverbindung mit Norwegen auf der Linie Hamburg-Drontheim. 
HM. 3. 5919. 25. Februar. 
Aenderungen im Fahrpoſttariſe „Frankreich“. H.⸗M. Z. 5342. 17. Februar. 
Auflaſſung des Poſtamtes Heiligenblut. H.⸗M. Z. 2789. 17. Februar. 
Nr. 13. Ausgeg. am 4. März. 
Inſtradirung der Briefpoſtſendungen nach den überſeeiſchen Ländern 
H.⸗M. 3. 1255. 12. Februar. 
Nr. 14. Ausgeg. am 12. März. 
Nachfrageſchreiben über recommandirte Briefe und Fahrpoſtſendungen nach 
Rußland. H.⸗M. Z. 29.475 ex 1878. 22. Februar. 
Aenderung des Ausmaßes an orangegelbem Tuche für den Winterpaletot 
der Poſtdienerſchaft. H.⸗M. Z. 36.336 ex 1878. 19. Februar. 
Verlegung des Poſtamtes Attnang. H.⸗M. Z. 2884. 20. Februar. 
Auflaſſung des Poſtamtes Rohr im Gebirge. H.⸗M. Z. 32.706 ex 1878. 


22. Februar. 
Nr. 15. Ausgeg. am 17. März. 


Erweiterung des Fahrpoſtbetriebes der Feld⸗Poſtanſtalten im Occupations⸗ 
gebiete durch Geſtattung ihrer Mitbenützung ſeitens der Civilperſonen. H.⸗M. 


3. 6627. 11. März. 
Nr. 16. Ausgeg. am 20. März. 


Uebereinkommen in Betreff des Fahrpoſtverkehres zwiſchen Oeſterreich⸗ 
Ungarn und der Schweiz. H.⸗M. Z. 6249. 11. März. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für aus⸗ 
ländiſche Zeitungen pro II. Quartal 1879. H.⸗M. Z. 6483. 3. März. 

Nr. 17. Ausgeg. am 25. März. 

Ermächtigung des in Warnsdorf errichteten Aerarial⸗Poſtamtes zur Ver⸗ 
mittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 150 fl. und von Sendungen mit 
Nachnahme bis 500 fl. H.⸗M. Z. 1446. 6. März. 

Aenderungen im Brieſpoſttarife „Auſtralien“. H.⸗M. Z. 8753. 20. März. 

Fahrpofttarif „Griechenland“. H.⸗M. Z. 2158. 4. März. 

Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für den Sommerſemeſter 1879, d. i. für die 
Zeit vom I. April bis Ende September 1879. H.⸗M. Z. 2142. 22. März. 

Inſtradirung der Poſtſendungen nach Ruſtſchuk und Widdin in Bulgarien. 
HM. Z. 6636. 4. März. 

Leitung der Brieſpoſtſendungen nach der Türkei. H.⸗M. Z. 6883. 6. März. 

Errichtung von Poſtämtern im königl ungariſchen Poſtgebiete. H.⸗M. 
Z. 5229. 28. Februar. 

Errichtung eines Poſtamtes zu St. Lorenzen im Puſterthale. H.⸗M. 
3. 5229. 28. Februar. (Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe bei dem Verwaltungsgerichtshoſe 
Joſef Friedrich Ott das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wundar te Adalbert Dollmayr in Ober- 
döbling das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſul in Amſterdam Joſef Haupt 
den Titel eines Generalconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen Gerenten des k. und k. Honorar⸗ 
Viceconſulates in Belem di Para Fortunato Alves de Souza jun. zum unbe⸗ 
ſoldeten Biceconſul daſe bſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär des Ackerbauminiſte⸗ 
riums Franz Posepuy den Titel und Eharakter eines Bergrathes verliehen. 


Erledigungen. 

Polize kanzliſtenſtelle in Trieſt mit der eilften Rangsclaſſe, bis 15. Octo⸗ 
ber. (Amtsbl. Nr. 209.) 

Vier Poſtaſſiſtentenſtellen im Bereiche der k. k. Poſtdirection für Oeſter⸗ 
reich unter der Enns in Wien mit 600 fl. Gehalt und der nach Maßgabe des 
jeweiligen Stationsortes entfallenden Activitätszulage gegen Erlag einer Dienſt⸗ 
caution von 400 fl. Die Geſuche ſind binnen vier Wochen vom 10. September 
l. J. einzubringen. 

Portiersſtelle bei der k. k. Tabak⸗Hauptfabrik in Iglau mit 350 fl. Gehalt, 
der Activitätszulage von jährlich 87½ fl., dann mit Naturalquartier und der 
ſyſtemmäßigen Amtskleidung, bis längſtens Ende September. 

Zwei Förſtersſtellen in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell mehrere Forſt⸗ 
aſſiſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Güterdirection des Buko⸗ 
winger gr. or. Religionsfondes, binnen vier Wochen vom Tage der Concurs⸗ 
ausſchreibung. 

Kanzliſtenſtelle bei den Hilfsämtern der Bukowinaer k. k. Landesregierung 
mit den Bezügen der eilften Rangsclaſſe, bis 15. October. 

Zwei Militär⸗Rechnungsacceſſiſtenſtellen bei den Rechnungsabtheilungen 
der Militär⸗Intendanzen mit 600 fl. Gehalt und competentem Quartiergelde, bis 
8. October. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


